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VORSCHLÄGE 

Der Ausschuss für bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres ersucht den federführenden 

Ausschuss für Beschäftigung und soziale Angelegenheiten, folgende Vorschläge in seinen 

Entschließungsantrag zu übernehmen: 

1. betont, dass in der EU eine Person außerhalb des Arbeitsplatzes nicht vor Diskriminierung 

aufgrund der Religion oder der Weltanschauung, des Alters, einer Behinderung oder der 

sexuellen Ausrichtung geschützt ist; ist der Ansicht, dass die Nichtdiskriminierung in den 

Bereichen Beruf und Beschäftigung nur wirksam ist, wenn Diskriminierung in allen 

anderen Bereichen umfassend gesetzlich unterbunden wird, darunter im Bereich der 

Bildung, des Zugangs zu Waren und Dienstleistungen und der Sozialfürsorge; bedauert, 

dass die 2008 von der Kommission vorgeschlagene EU-Antidiskriminierungsrichtlinie, 

der das Parlament 2009 seine Zustimmung erteilte, im Rat nach wie vor blockiert ist; 

bedauert den fehlenden politischen Willen einiger Mitgliedstaaten, den Mangel an 

Transparenz im Verhandlungsprozess innerhalb des Rates und den Missbrauch des 

Einstimmigkeitsgrundsatzes durch die Mitgliedstaaten mit ablehnenden Haltungen; 

erinnert daran, dass es den Rat in den letzten acht Jahren zahlreiche Male dazu 

aufgefordert hat, den Vorschlag für eine Richtlinie zur Umsetzung des Grundsatzes der 

Gleichbehandlung ungeachtet der Religion oder der Weltanschauung, einer Behinderung, 

des Alters oder der sexuellen Ausrichtung zu verabschieden, und dass der Rat nichts 

unternommen hat, um der Aufforderung des Europäischen Parlaments, des einzigen 

unmittelbar von den Bürgern gewählten Organs der Union, nachzukommen; fordert den 

Rat erneut auf, seine anhaltende politische Untätigkeit zu beenden und die vor acht Jahren 

vorgeschlagene Richtlinie zügig zu verabschieden; 

2. ist der Auffassung, dass die Beschwerdeverfahren auf nationaler Ebene verbessert werden 

müssen, und zwar durch eine Stärkung der nationalen Gleichstellungsstellen im Hinblick 

auf einen verbesserten Zugang zu gerichtlichen und außergerichtlichen Mechanismen, 

durch eine Stärkung des Vertrauens in die Behörden, durch die Gewährung rechtlicher 

Beratung und Unterstützung sowie durch eine Vereinfachung der oft langwierigen und 

komplexen rechtlichen Verfahren; 

3. bedauert, dass es sich bei dem Konzept, dass die Menschenrechte universell, unteilbar und 

miteinander verknüpft sind, um einen Rechtsgrundsatz handelt, der nach wie vor mehr die 

Theorie als die Praxis darstellt, da verschiedene Aspekte der menschlichen Identität in 

geltenden EU-Rechtsinstrumenten gesondert behandelt werden; 

4. bedauert die Zunahme der Fälle von Diskriminierung und Belästigung, auch am 

Arbeitsplatz und insbesondere im Zusammenhang mit dem Geschlecht, der 

Staatsangehörigkeit, dem sozialen Hintergrund, einer Behinderung, einer Diskriminierung 

aus Gründen der sexuellen Orientierung und der Geschlechtsidentität, der ethnischen 

Herkunft oder der Religion, insbesondere im Hinblick auf muslimische Frauen und 

LGBTI-Personen; bedauert zugleich, dass grundsätzlich nicht alle Fälle von 

Diskriminierung gemeldet werden, insbesondere Fälle von Diskriminierung aufgrund 

einer Behinderung und Diskriminierungen von LGBTI-Personen; fordert die Kommission 

auf, bei der Überprüfung der Umsetzung der Richtlinie 2000/78/EG zur Festlegung eines 

allgemeinen Rahmens für die Verwirklichung der Gleichbehandlung in Beschäftigung und 

Beruf allen Arten von Diskriminierung besondere Aufmerksamkeit zu schenken, und 

betont, dass unter LGBTI-Personen das Bewusstsein für ihre Rechte gestärkt werden 
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muss, zum Beispiel mithilfe von Gleichstellungsstellen, Gewerkschaften und 

Arbeitgeberverbänden; 

5. stellt besorgt fest, dass die Opfer oft weder über ihre Rechte noch über die Möglichkeiten, 

einen Rechtsbehelf einzulegen, Bescheid wissen, und fordert daher strukturierte und 

zielgerichtete Sensibilisierungsmaßnahmen der Kommission und der Mitgliedstaaten in 

Bezug auf die EU-Rechtsvorschriften zur Bekämpfung der Diskriminierung und zur 

Gleichbehandlung im Berufsleben; 

6. bedauert den Mangel an Rechtsklarheit und Rechtssicherheit im Zusammenhang mit 

mehrfacher Diskriminierung, der oft eine Folge der unterschiedlichen und fragmentierten 

Regeln und Normen in den Mitgliedstaaten ist; stellt fest, dass Equinet einen wichtigen 

Beitrag zur Ausarbeitung gemeinsamer Standards geleistet hat, und ist der Auffassung, 

dass Equinet angemessen unterstützt werden sollte; 

7. bedauert, dass es in der Europäischen Union immer noch schwere Fälle der Ausbeutung 

von Arbeitskräften gibt; weist darauf hin, dass die Opfer von schwerer 

Arbeitskräfteausbeutung oft nicht darüber Bescheid wissen, welche Rechte ihnen 

zustehen, an welche Stellen sie sich wenden können und welche Möglichkeiten es gibt, 

Unterstützung zu erhalten und Rechtsbehelfe einzulegen; fordert in diesem 

Zusammenhang die Einrichtung einer europäischen Plattform und Hotline, bei der die 

Opfer von schwerer Arbeitskräfteausbeutung einschlägige Informationen, einschließlich 

spezifischer Informationen über die Situation in den einzelnen Mitgliedstaaten, erhalten 

können; 

8. stellt besorgt fest, dass es an vergleichbaren und aufgeschlüsselten Gleichstellungsdaten 

fehlt, und dass es große Unterschiede zwischen den Mitgliedstaaten gibt, was die Meldung 

von Fällen betrifft; fordert die Mitgliedstaaten auf, unter vollumfänglicher Einhaltung der 

Rechtsvorschriften über den Schutz von Daten und der Privatsphäre systematisch 

Gleichstellungsdaten zu erheben, um bestehende Diskriminierungen, insbesondere 

mittelbare Diskriminierungen, sichtbarer zu machen; fordert die Kommission und die 

Mitgliedstaaten auf, gemeinsam mit den zuständigen Agenturen regelmäßig relevante und 

vergleichbare Daten zu erheben, die nach Diskriminierungsgründen, einschließlich 

mehrfacher Diskriminierung, aufgeschlüsselt sind; 

9. ist besorgt darüber, dass die Gleichbehandlungsrichtlinie für den Bereich Beschäftigung 

im Gegensatz zu dem Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Rechte von 

Menschen mit Behinderungen die Verweigerung angemessener Vorkehrungen für 

Menschen mit Behinderungen nicht ausdrücklich als eine Form der Diskriminierung 

einstuft; 

10. stellt fest, dass Nichtdiskriminierung in den Bereichen Beruf und Beschäftigung nur 

wirksam sein kann, wenn Diskriminierung in allen Lebensbereichen umfassend bekämpft 

wird, zum Beispiel durch Gemeinschaftsunterstützung, Rechtsvorschriften und 

Koordinierungsinstrumente wie Strategien und Rahmenregelungen auf Ebene der 

Mitgliedstaaten und der EU, einschließlich der Möglichkeit, von positiven Maßnahmen 

Gebrauch zu machen; 

11. hebt hervor, dass für Menschen mit Behinderungen die Zugänglichkeit eine 

Voraussetzung für eine gleichberechtigte und aktive Teilhabe an der Gesellschaft darstellt, 

und begrüßt daher den jüngsten Vorschlag für einen europäischen Rechtsakt zur 



 

AD\1090284DE.doc 5/6 PE573.202v02-00 

 DE 

Barrierefreiheit, da eine solche Maßnahme sich mit Sicherheit wirklich positiv auf das 

Leben von Menschen mit Behinderungen auswirken würde; weist darauf hin, dass die 

Kommunikation im Zusammenhang mit diesem Vorschlag sehr schlecht war und die 

Verhandlungen über die Richtlinie zur Anwendung des Grundsatzes der 

Gleichbehandlung ungeachtet der Religion oder der Weltanschauung, einer Behinderung, 

des Alters oder der sexuellen Ausrichtung im Rat blockiert sind, seitdem die Kommission 

2008 ihren Vorschlag vorlegte und das Parlament 2009 dem Vorschlag zustimmte; 
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